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© Springer Fachmedien Wiesbaden 2015
T. Beichelt, Deutschland und Europa, DOI 10.1007/978-3-531-19875-0_1

Seit der Mitte des vergangenen Jahrzehnts lässt sich in der Bundesrepublik ein 
anschwellender Gesang vernehmen: das Lied der EU-Skepsis. Lange Jahre waren 
europakritische Töne auf ein rechtskonservatives Kulturmilieu beschränkt. Nach 
der Osterweiterung und angesichts des gescheiterten Verfassungsprozesses wurde 
das Narrativ jedoch plötzlich auch in der politischen und wissenschaftlichen Sphä-
re gepflegt. So schrieben der vormalige Bundespräsident Roman Herzog und Lü-
der Gerken, der Direktor des Freiburger Walter-Eucken-Instituts, im Januar 2007: 
„Europa entmachtet uns und unsere Vertreter“ (Herzog und Gerken 2007)! Durch 
Integration und Europäisierung, so der Tenor des Artikels, werde die Gestaltungs-
macht des Souveräns in Form des Volkes und seiner gewählten Repräsentanten in 
bedenklicher Form ausgehöhlt. „Die Menschen sind verunsichert, (…) weil sie das 
Gefühl einer immer stärkeren, oft sachwidrigen Zentralisierung von Zuständig-
keiten beschleicht (…) [sowie das] immer mächtiger werdende Gefühl, (…) dass 
die demokratischen Kontrollmechanismen versagen“ (ebd.). Herzog und Gerken 
waren nicht die ersten Autoren mit einer derart dezidierten Meinung zur EU-Inte-
gration in ihrer real existierenden Form. So sprach schon im Jahr 2006 Hans Her-
bert von Arnim – an der Verwaltungshochschule Speyer in einer für die Beamten-
weiterbildung wichtigen Position – vom „Europa-Komplott“; der Untertitel seines 
Buches lautete: „wie EU-Funktionäre unsere Demokratie verscherbeln“ (Arnim 
2006). Auch im Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung in Köln wird hart 
formuliert. Nach Martin Höpner sei der Europäische Gerichtshof wegen seiner of-
fensiven Urteile als „Usurpator“ der europäischen Politik zu sehen (Höpner 2008).

Galten schon diese Äußerungen als Tabubruch, so multiplizierten sich die EU-
kritischen Stellungnahmen deutscher Wissenschaftler während der Eurozonenkrise. 
Hans-Werner Sinn vom Münchner Institut für Wirtschaftsforschung sah Europa 
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auf dem Weg in den „Schuldensozialismus“.1 Für Fritz Scharpf sieht die Eurokrise 
als Ausdruck und Konsequenz einer fahrlässig und selbstverschuldet geschwäch-
ten Steuerungsfähigkeit der Politik. Die nicht verwirklichte Wirtschafts- und 
Währungsunion ist nach seiner Ansicht ein Indiz dafür, dass die politischen Eliten 
in Europa sich von der Aufgabe verabschiedet haben, Marktrisiken einzuhegen 
(Scharpf 2011). Noch grundsätzlicher stellt Wolfgang Streeck die Frage, ob die 
EU sowie die europäische Politik in der Lage seien, das kapitalistische System in 
sozial und demokratisch verträglicher Weise einzubinden (Streeck 2011, 2013a, b). 
Es ließen sich viele weitere Beispiele nennen, die eine EU-skeptische Haltung in 
der politischen Öffentlichkeit – sei es bei Politikern, sei es bei Publizisten, sei es 
bei Sozialwissenschaftlern – belegen.

Offene EU-Kritik in gesellschaftspolitisch gemäßigten Kreisen markiert einen 
generellen Gesinnungswandel. Die Haltung von Gerken und Herzog etwa ist in-
sofern bemerkenswert, als sich beide nicht einfach einem populistischen Lager 
zurechnen lassen, wie es sich in manchen Nachbarstaaten seit vielen Jahren findet 
(Szczerbiak und Taggart 2000; Tiersky 2001; Hartleb 2011). Wirtschaftsliberale 
wie Gerken haben die europäische Integration über Jahrzehnte hinweg gerade 
wegen ihrer nicht an nationalen Grenzen haltmachenden Regeln begrüßt. Staats-
rechtler wie Herzog sind zwar in der Geschichte der Bundesrepublik nicht gera-
de serienweise als Enthusiasten der Integration in Erscheinung getreten. Roman 
Herzog zeichnete jedoch immerhin als Präsident des Bundesverfassungsgerichts 
das Maastricht-Urteil, welches im Oktober 1993 den Weg zur Europäischen Union 
ebnete. In den Jahren 1999–2000 saß er zudem dem Grundrechtekonvent der EU 
vor, an deren Ende die Grundrechtecharta stand. Zweifellos gehört Herzog also zu 
jener Gruppe deutscher Europa- und Staatsrechtler, die Herrschaftshorizonte jen-
seits des Nationalen nicht nur anerkennen, sondern mit eigenen Impulsen für eine 
Weiterentwicklung des europäischen Rechtsgedankens stehen.

Wie ist zu erklären, dass sich in Deutschland eine distanzierte Haltung zur eu-
ropäischen Integration entwickelt hat und wie drückt sich diese Distanz in der poli-
tischen Praxis aus? Dies ist die der vorliegenden Untersuchung zugrunde liegende 
Leitfrage. Ich gehe ihr auf der empirisch-analytischen Ebene nach. Es soll keine 
normative Aussage darüber getroffen werden, ob Europafreundlichkeit, Rück-
besinnung auf die nationale Demokratie oder das dezidierte Verfolgen deutscher 
Wirtschafts- und Sozialinteressen als Leitlinie der Europapolitik dienen sollten. 
Stattdessen versuche ich nachzuzeichnen, auf welche Weise „Europa“ die poli-
tischen Prozesse und Institutionen der Bundesrepublik über die Jahre verändert 
hat. Der Fokus liegt dabei nicht allein auf der Anpassungsdynamik des nationalen 

1  Hans Werner Sinn: Kein Schuldensozialismus!, in: Handelsblatt, 06.01.2012, S. 72.
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Regimes an transnationale Gegebenheiten. Gleichzeitig soll der Funktionsweise 
der Institutionen und den daraus resultieren Handlungsanreizen für die politischen 
Akteure im deutschen System besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden. Der 
Aufschwung der „Europawissenschaft“ (Schuppert et al. 2005) hat dazu geführt, 
dass mittlerweile auch einige der gängigen Einführungen in das politische Sys-
tem der Bundesrepublik der europäischen Ebene systematische Aufmerksamkeit 
schenken (siehe z. B. Hartmann 2004; Rudzio 2011; Hesse und Ellwein 2012). Al-
lerdings klammern manche Einführungen die EU-Ebene nach wie vor weitgehend 
aus (z. B. Schmidt 2011).

Nur wenige Autoren gehen so weit, sich – wie die vorliegende Untersuchung – 
der deutschen Politik von vornherein über die EU-Ebene anzunähern. Einschlägig 
ist in dieser Hinsicht vor allem das mittlerweile dritter Auflage erschienene „Neue 
deutsche Regierungssystem“ von Roland Sturm und Heinrich Pehle (Sturm und 
Pehle 2012). Auf der empirischen Ebene kommt den ersten Auflagen des Werkes 
von Sturm/Pehle eine Vorreiterfunktion für meine Untersuchung zu. Die beiden 
Autoren orientieren sich ebenfalls an den Institutionen des deutschen Systems, 
anstatt sogleich auf die EU-Ebene zu wechseln, wenn „europäische“ Themen im 
Kontext nationaler Politik betrachtet werden. Zudem behandeln sie die Europäisie-
rung einzelner Politikfelder und erreichen damit eine beachtliche Tiefenschärfe für 
ihre Schlussfolgerungen.

In konzeptioneller Hinsicht verfügt die Monographie von Sturm/Pehle allerdings 
über Leerstellen, deren Überschreibung eines der Ziele des vorliegenden Bandes 
ist. So gehen die Autoren mit den Konzepten der Integration und der Europäisie-
rung auch in der dritten Auflage überwiegend darstellend um, ohne das analytische 
Potenzial für ihre eigene Untersuchung auszuführen. Vor allem aber treffen die bei-
den Autoren keine Aussage über die systematische Verknüpfung der EU-Ebene mit 
der nationalen Politik, sodass die Ausführungen zu den Institutionen notgedrungen 
von der Arbeitshypothese einer autonom gestaltbaren Europapolitik ausgehen. Er-
kenntnisse, wie sie im Titel vom „Neuen deutschen Regierungssystem“ anklingen, 
können so nicht gewonnen werden; sie bleiben vielmehr auf einzelne Instanzen des 
politischen Systems begrenzt. Zur Verteidigung dieser – in einem guten Sinne – be-
scheidenen Herangehensweise erläutern die Autoren, es gebe keine „‚Großtheorie‘ 
(…), die sämtliche Facetten der Europäisierung des deutschen Regierungssystems 
(oder anderer) hinreichend zu erklären und einzuordnen“ vermöge (Sturm und 
Pehle 2012, S. 348). Das ist richtig, und darauf zielt auch meine Untersuchung 
nicht ab. Ich versuche allerdings, im Gegensatz zu Sturm/Pehle ein integriertes 
Analysekonzept zur Bestimmung der transnationalen Verwobenheit deutscher 
Politik zu entwickeln. Mit ihm sollen die gegenseitigen Handlungsabhängigkeiten 
der nationalen und der EU-Ebene im europäischen Policy-Zyklus verdeutlicht und 
auf ihre regelmäßigen Konsequenzen untersucht werden.
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Der Ansatz, in welchem die Politikwissenschaft das Phänomen der Einwirkung 
Europas auf nationale Politik untersucht, lautet „Europäisierung“. Der Begriff 
steht in seiner am häufigsten gebrauchten Verwendung für die Aus- bzw. Rück-
wirkungen europäischer Politik auf die nationale Ebene (Börzel und Risse 2003). 
In theoriegeschichtlicher Hinsicht handelt es sich beim Europäisierungsansatz um 
eine Ausgliederung aus dem umfassenderen Konzept der europäischen Integra-
tion. Integration, definiert als „Prozess, in dem politische Akteure (…) überzeugt 
werden, ihre Loyalitäten, Erwartungen und politischen Aktivitäten auf ein neues 
Zentrum zu richten“ (Haas 1968, S. 16), steht für eine Dynamik auf europäischer 
Ebene. In deren Zuge finden sukzessive Souveränitätsabtretungen statt, und zwar 
vor allem im Rahmen der Verträge und Vertragsreformen im Verlauf der europäi-
schen Einigung. In jenem Sinne wurde zunächst auch der Begriff der Europäisie-
rung verwendet. Semantisch ist das korrekt, denn Europäisierung kann zunächst 
ganz einfach als „Europa-Werdung“ verstanden werden. Allerdings begann schon 
vor etwa zwanzig Jahren eine begriffliche Ausdifferenzierung, im Laufe derer 
Europäisierung zunehmend etwas anderes bedeutete als europäische Integration 
(Featherstone 2003). Als quantitativ wichtigster Zweig hat sich dabei jenes Ver-
ständnis herausgebildet, welches in der Europäisierung die nationalen Reaktionen 
auf europäische Prozesse sieht. Wie eine Reihe von Überblicksartikeln zeigt (siehe 
z. B. Olsen 2002; Featherstone 2003; Axt et al. 2007), lässt sich jedoch daneben 
eine Vielzahl von Varianten des Europäisierungskonzepts identifizieren. Europäi-
sierung kann dementsprechend stehen für (Olsen 2002):

•	 die Veränderung externer Grenzen (z. B. im Rahmen einer EU-Erweiterung),
•	 die Entwicklung von Institutionen auf der europäischen Ebene (z. B. durch die 

Einführung der Europäischen Zentralbank),
•	 die Penetration von nationalen Governance-Systemen (z. B. durch die Übernah-

me von EU-Normen ins nationale politische System),
•	 den Export von Formen politischer Kooperation (z. B. durch die Europäische 

Nachbarschaftspolitik),
•	 ein politisches Einigungsprojekt (z. B. zur Nutzung gemeinsamer Ressourcen).

Kapitel 2 wird sich mit der Frage beschäftigen, wie diese Bedeutungsvielfalt für 
die Analyse des deutschen Regierungssystems fruchtbar gemacht werden kann. 
Dabei handelt es sich um den ersten Teil der Grundlegung. Der zweite besteht in 
der systematischen Einordnung des deutschen politischen Prozesses in die Pro-
zessabläufe des Mehrebenensystems und wird in Kap. 3 behandelt. Wenn ein guter 
Teil der zu verabschiedenden deutschen Rechtsakte über die EU-Ebene eingespeist 
wird, richten sich die Handlungserwartungen der deutschen Akteure nicht nur 
punktuell, sondern systematisch auf die europäischen Institutionen. Im Ergebnis 
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weitet sich der vormals nationale zu einem europäischen Policy-Zyklus, mit Be-
völkerungserwartungen an einem Ende und politischen Ergebnissen bzw. Outco-
mes am anderen.

Ein solcher europäischer Politik-Zyklus ist bereits an anderer Stelle konzipiert 
worden (vgl. Wessels et  al. 2003). In der Anwendung auf einen einzigen 
Mitgliedstaat ergibt sich, dass nationale Akteure auf Forderungen und Erwartun-
gen einer transnational zu denkenden Bevölkerung eingehen (müssen), während 
für ihre Wiederwahl überwiegend die nationale Ebene relevant ist. Dies stellt 
so lange kein Problem dar, wie die positiven oder negativen Wirkungen einer 
politischen Entscheidung über das Gebiet der EU einigermaßen homogen ausfal-
len. Stehen jedoch dem Nettonutzen einer Entscheidung für die gesamte EU Kos-
ten in einzelnen Staaten entgegen, stehen die Akteure vor der schwierigen Frage, 
ob sie sich am nationalen oder am EU-europäischen Horizont orientieren sollen. In 
struktureller Hinsicht entspricht dieser Zustand dem Prinzip der dualen Legitima-
tion, wie es in Art. 10 Abs. 2 EUV des Lissabon-Vertrags formuliert ist. Demnach 
sind die Bürger der EU „auf Unionsebene unmittelbar im Europäischen Parlament 
vertreten“, während „die Mitgliedstaaten (…) im Europäischen Rat von ihrem je-
weiligen Staats- oder Regierungschef und im Rat von ihrer jeweiligen Regierung 
vertreten“ werden.

Im Kern besteht das Neue am „Neuen deutschen Regierungssystem“ (Sturm 
und Pehle 2012) also letztlich in einer Ausweitung des politischen Wettbewerbs 
von der nationalen auf die EU-Ebene. Europapolitik hat sich von einer weitgehend 
konsensual ausgetragenen Unterabteilung der Außenpolitik zu einer Angelegenheit 
entwickelt, in der politischer Streit wegen der Ungleichverteilung von Positiv- und 
Negativeffekten zur Normalität wird. Im Grunde handelt es sich um einen Pro-
zess der nachholenden Polity-Bildung. Wettbewerb und Streit haben maßgeblich 
zur Herausbildung von Nationalstaat und Demokratie in Europa beigetragen (Tilly 
2004). Analoge Prozesse der Europa-Werdung lassen sich nun auf vielen Ebenen 
des Mehrebenensystems, also zugleich auf der Ebene der EU wie in den nationalen 
politischen Systemen der Mitgliedstaaten, verzeichnen (Marks und Steenbergen 
2002, 2004).

Europäisierung sollte daher nicht allein als Konsequenz dessen verstanden wer-
den, was von der EU-Ebene in die nationale politische Arena gespült wird. Gegen 
ein solches Verständnis spricht bereits die Tatsache, dass die nationalen Akteure 
bereits im Vorfeld an der Formulierung der Brüsseler Entscheidungen beteiligt 
sind. Und: Sie tun dies nicht mehr, wie vor dem Maastricht-Vertrag, ganz über-
wiegend in einem außenpolitischen Koordinatensystem. Nach und nach werden 
politische Entscheidungen auf der EU-Ebene demselben hypothetischen Test auf 
Wählerverträglichkeit unterzogen, wie es das Publikum von der nationalen Bühne 
gewohnt ist.



6 1  Einleitung

Vor diesem Hintergrund werden in den weiteren Abschnitten dieses Buches die 
traditionellen Instanzen der nationalen Politik auf ihre durch die EU veränderten 
Rahmenbedingungen abgeklopft. Kapitel  4 setzt sich mit den Einstellungen der 
Deutschen zu Europa auseinander. Kapitel 5 behandelt die intermediäre Sphäre in 
Form der Interessengruppen sowie der politischen Parteien. Kapitel 6 stellt das Re-
gierungshandeln in den Mittelpunkt, während Kap. 7 das Parlament thematisiert. 
Die Abfolge der Kap. 5–7 entspricht der Reihenfolge, in der die einzelnen Sphären 
des politischen Systems am politischen Prozess beteiligt sind.

Kapitel 8 widmet sich der demokratietheoretischen Einordnung der Europäi-
sierung des deutschen Regierungssystems. Durch europäische Integration und die 
Einbindung in den Weltmarkt ist das Prinzip der repräsentativen Demokratie in 
der jüngeren Zeit in eine Krise geraten. Die gewählten Vertreter des Volkes – das 
Parlament und seine Regierung – können nur noch einen Teil der durch Politik 
bestimmbaren Ergebnisse beeinflussen. Die autonome Leistungsfähigkeit erodiert, 
und mit ihr das aufklärerische Versprechen von politischer Selbstbestimmung. Die 
Rückschläge für den Integrationsprozess bei den gescheiterten Verfassungsrefe-
renden in Frankreich, den Niederlanden sowie in Irland stehen für die Agonie des 
Bemühens um politische Steuerungsfähigkeit für den europäischen Wirtschafts- 
und Sozialraum. Hinzu kommen nun die offensichtlichen Defizite der Wirtschafts-
steuerung, wie sie im Zuge der Schulden- und Währungskrise zutage getreten sind.

Angesichts dieser Entwicklungen wird der reale Bedeutungszuwachs der eu-
ropäischen Institutionen zu einem Motor der Entfremdung zwischen Bevölkerung 
und politischen Repräsentanten. Wenn man es zuspitzt, wird „Europa“ damit un-
entrinnbar zu einer Gefahr für die Demokratie (Neyer 2011; Höpner et al. 2012). 
Entweder die politischen Steuerungsmöglichkeiten bleiben minimal, was die Pro-
duktion legitimer politischer Ergebnisse auf Dauer stark erschweren wird (para-
digmatisch Scharpf 1999). Oder – die andere Möglichkeit – sie nimmt zu und führt 
zu technokratischer Distanz und demokratischer Entleerung, womit wir wieder bei 
der Position des eingangs zitierten Aufsatzes von Herzog und Gerken (2007) an-
gelangt wären.

Vor dem Einstieg in die eigentliche Untersuchung sollen noch einige begriffli-
che Setzungen erläutert werden. Zwei zentralen Begriffen, nämlich der Europäi-
sierung und dem europäischen Politik- oder Policy-Zyklus, werden eigene konzep-
tionelle Kapitel gewidmet. Sie können hier ausgespart werden. Nötig ist aber die 
Definition des politischen Systems als „Gesamtheit der politischen Institutionen, 
der politischen Prozesse und der Inhalte politischer Entscheidungen (Policy) so-
wie des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umfelds“ einer politischen Einheit 
(Schmidt 2010, S. 627). Diese politische Einheit wird ausdrücklich nicht allein auf 
staatliche Gebilde bezogen. Im Gegenteil hat sich durchaus die Position etabliert, 
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die EU als politisches System – mit inneren Reproduktionsmechanismen sowie 
einer mehr oder weniger umrissenen Außengrenze – zu fassen (Hartmann 2002; 
Hix 2005).

Der Begriff des Systems selbst wird durch diese Setzung in multipler Weise 
verwendet. Neben dem deutschen sowie dem europäischen System wird weiter-
hin auf das eingeführte Konzept des Mehrebenensystems zurückgegriffen. In der 
Mehrebenenanalyse werden „Interorganisations-Beziehungen zwischen politi-
schen Institutionen und Akteuren“ (Schmidt 2010, S. 493) auf verschiedenen Sys-
temebenen untersucht, insbesondere im Hinblick auf die deutschen Bundesländer, 
den Bund sowie die EU.

Für jene Beziehungen, die sich speziell zwischen der europäischen und der 
Bundesebene ergeben, wird der Begriff des Transnationalen verwendet, der jene 
„Interaktionen zwischen Individuen, Gruppen, Organisationen und Staaten [be-
zeichnet], die (…) über den Nationalstaat hinausgehende Strukturmuster ausbil-
den“ (Kaelble et al. 2002, S. 9). Auch hier bleibt also das Strukturelle und mithin 
prozesshaft Regelmäßige ein Bestandteil der Definition.

Ein Problem beim Verfassen des Textes bestand darin, dass in der jeweiligen Li-
teratur zur Bundesrepublik und zur EU unterschiedliche Forschungsstände zu ver-
zeichnen sind. Das Buch soll sich nicht nur an jene Forscher-Community wenden, 
die an der Schnittstelle der beiden Bereiche arbeitet. Beim Verfassen des Fließ-
textes habe ich deshalb dafür optiert, bei der Erläuterung bestimmter Konzepte 
oder Begriffe im Zweifelsfall etwas weiter auszuholen als für die minimale Argu-
mentationsführung unbedingt notwendig. EU-Spezialisten werden daher u. U. die 
Stirn runzeln, wenn – schon wieder! – die Unterschiede zwischen Netzwerk- und 
Governance-Ansatz dargestellt werden. Komparatisten könnten dagegen auf die 
umfassende Diskussion des Konzepts vom Politik-Zyklus verzichten. Mit der aus-
führlicheren Darstellung erhoffe ich, über ein enges Forschernetzwerk hinaus Stu-
dierende der Sozialwissenschaften und vielleicht auch solche Personen erreichen 
zu können, die professionell mit der deutschen EU-Politik befasst sind.

Der primäranalytische Anteil der Untersuchung beruft sich auf mehrere Phasen 
von Daten- und Deutungserhebung. Zunächst zu nennen ist eine insgesamt fünf 
Monate währende Phase der teilnehmenden Beobachtung, die ich von September 
bis Dezember 2005 in Berlin und im März 2006 in Brüssel innerhalb der Euro-
paabteilung des Auswärtigen Amtes (AA) durchführen konnte. Während dieser 
Zeit habe ich an allen internen Sitzungen der europapolitischen Koordinierung 
unterhalb der Staatssekretärsebene teilnehmen und jegliche nicht als „geheim“ 
eingestufte Kommunikation innerhalb der Bundesregierung einsehen können. 
Das dadurch entstehende dichte Bild der europapolitischen Willensbildung wurde 
durch etwa 40 Interviews vervollständigt, die etwa zur Hälfte im AA stattgefunden 
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haben, sich im Übrigen jedoch auf die übrige an der Europapolitik beteiligten Ins-
titutionen konzentriert haben.2

Zwischen der ersten und der zweiten Auflage wurden diese Erfahrungen in 
vielen Veranstaltungen, auf informellen Treffen und auch in einigen zusätzlichen 
Experteninterviews laufend auf Aktualität geprüft. In den Sphären der Bundesre-
gierung, des Bundesrates sowie der intermediären Organisation (Parteien, Verbän-
de) haben sich nach meiner Einschätzung seit 2009 wenige Änderungen ergeben; 
diese wurden an den entsprechenden Stellen eingearbeitet. Eine Neuausrichtung 
hat es indes bei der Stellung des Bundestages in der deutschen Europapolitik ge-
geben. Die beim Verfassen der ersten Auflage bereits zu erkennende Stärkung des 
Bundestages gegenüber der Bundesregierung hat sich seither fortgesetzt. In zwei 
wegweisenden Urteilen weitete das Bundesverfassungsgericht den Aktionsradius 
des Parlaments in wichtigen Punkten aus (Bundesverfassungsgericht 2009, 2012). 
In der zweiten Auflage wurden daher die Teile von Kap.  7, die den Bundestag 
behandeln, vollständig neu gefasst. Dies geschah nicht zuletzt auf der Grundlage 
eines Projekts, welches ich im Jahr 2012 mit Christian Calliess und weiteren Mit-
streiterinnen3 im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung durchgeführt habe. Das neu ge-
fasste Kap. 7 lehnt sich in einigen Teilen deutlich an die im Rahmen des Projekts 
entstandene Studie an (Calliess und Beichelt 2015).

Der Charakter wichtiger Quellen für die vorliegende Arbeit ist nicht unproble-
matisch. Viele der gesammelten Informationen wurden in Formaten gesammelt, 
aus denen ein direktes Zitieren von Dokumenten oder Aussagen nicht möglich ist. 
Es handelt sich um ein typisches Problem teilnehmender Beobachtung in Institu-
tionen (siehe Ellen 1984; Bryman 1988; Waddington 1994). Um es zu lösen, habe 
ich versucht, für alle im Zuge der teilnehmenden Beobachtung sowie der anonym 
geführten Interviews erworbenen Informationen alternative Informationsquellen 
zu suchen, um die informellen Hinweise abzusichern. In den allermeisten Fällen 
konnte auf diese Weise aus dem Hintergrundwissen belegbares Vordergrundwissen 
werden. In der Vergleichenden Politikforschung ist diese Methode zur Rückver-
sicherung qualitativen Datenmaterials durchaus üblich (Jahn 2013, S. 326). Ledig-
lich an einigen Stellen war ich gezwungen, mangels alternativer Informationsquel-
len auf Zitate aus – dann anonymisierten – Interviews zurückzugreifen.

2  Interviews fanden statt in weiteren Bundesministerien, in Bundestag und Bundesrat, in 
zwei Ländervertretungen, bei Parteien und Interessengruppen, in nicht-deutschen EU-Ver-
tretungen sowie in der Kommission und im Ratssekretariat.
3  Christiane Barnickel, Irene Hahn, Johanna Kardel, Daniela Kietz sowie Linn Selle. Ihnen 
allen sei an dieser Stelle nochmals gedankt. Großer Dank gilt auch Isabell Hoffmann, die das 
Projekt seitens der Bertelsmann-Stiftung betreut hat.
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Darüber hinaus fließen die Erkenntnisse der teilnehmenden Beobachtung sowie 
der Interviews insofern in das Manuskript ein, als Akteuren in vielen Institutio-
nen bestimmte Frames (Polletta und Ho 2006) unterstellt werden. Nach meinem 
Empfinden handelt es sich bei der Identifizierung solcher Frames um den ambi-
valentesten Ertrag der teilnehmenden Beobachtung. Einerseits erscheint es beson-
ders aufschlussreich, einzelne Frames zu identifizieren, insbesondere wenn sie den 
handelnden Akteuren möglicherweise nicht vollends klar sind. Ein Beispiel dieser 
Art besteht in der Formel des „interessengeleiteten Integrationismus“. Einzelne 
Regierungsakteure der deutschen Europapolitik negieren das Verfolgen eines na-
tionalen Interesses, das sich aber in der Gesamtbetrachtung nachweisen lässt (siehe 
Kap.  6). Häufig indes sind die Ergebnisse teilnehmender Beobachtung nicht so 
eindeutig. Erkenntnisse über Frames stellen sich schleichend ein. Sie sind häufig 
keiner bestimmten Situation zuzuordnen und daher durch das wissenschaftliche 
Publikum – die kritischen Beobachter des unkritischen teilnehmenden Beobachters 
– kaum überprüfbar. Damit besteht zum einen die Gefahr der vorschnellen Ver-
allgemeinerung, zum anderen droht eine stillschweigende Identifikation zwischen 
Beobachter und Akteur. Viele Fußnoten mit Hinweisen auf die teilnehmende Be-
obachtung oder anonyme Interviews als Quelle haben die Intention, den Leser auf 
diese kritischen Punkte hinzuweisen.
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„Europäisierung“ und politische 
Dynamik in Europa 2
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2.1 � Der Europäisierungsbegriff: Einleitung

Begriff und Konzept der „Europäisierung“ werden in der Politikwissenschaft an-
ders benutzt als in der politischen Öffentlichkeit. Während der öffentliche Dis-
kurs den Begriff mit vielfachen Konnotationen versieht, richtet sich der Blick der 
Fachwissenschaft auf einen recht klar umrissenen Gegenstand. Er bezieht sich auf 
diejenigen politischen Veränderungen, die in den Mitgliedstaaten der EU aufgrund 
von Impulsen der EU-Ebene geschehen: „Europeanisation is always (to a certain 
extent) a process of domestic political change caused (somehow) by processes of 
European integration“ (Vink 2003, S. 72). Innerhalb des Rahmens dieser Festle-
gung existiert allerdings eine ganze Reihe von Konzepten mit unterschiedlichen 
Ansatzpunkten, Perspektiven und Konnotationen. Deren Systematisierung und 
Nutzbarmachung für die Analyse des europäisierten deutschen Regierungssystems 
stellt das Ziel des folgenden Kapitels dar.

In der Einleitung wurde der Unterschied zwischen den Konzepten der Integ-
ration und Europäisierung erläutert. Als Ausgangspunkt der Erörterung muss die 
Frage stehen, ob mit der Ausdifferenzierung der beiden Konzepte eine vollständige 
Abtrennung erfolgt ist oder zu erfolgen habe. Aus Gründen der Analysegenauigkeit 
wird eine solche Trennung mitunter gefordert (z. B. Eising 2003), denn als Folge 
dieses Schrittes ließen sich zwei einander entgegengerichtete Vektoren des euro-
päischen politischen Prozesses sauber unterscheiden. Aus verschiedenen Gründen 
hat sich jedoch eine derart klare Trennung der Konzepte nicht durchsetzen können. 
Eine ganze Reihe von Ansätzen stellt Integration und Europäisierung nicht in Kon-
trast zueinander, sondern behandelt sie nebeneinander und verzichtet auf eine strik-
te Unterscheidung der beiden Phänomene. Europäisierung hat sich demzufolge als 
„weites Feld“ etabliert, in der Europäisierung von Nationalstaaten sowie der EU 
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ausgeht, sich auf die EU-Ebene und auf Nationalstaaten auswirkt, und dabei ver-
schiedene Systemebenen in unterschiedlichem Ausmaß betrifft (Axt et al. 2007). 
Daher existiert bis heute jenseits der Festlegung auf die Wirkungsrichtung kein 
einheitlich anerkanntes Referenzmodell der Europäisierung. Die unterschiedlichen 
Konnotationen des Begriffs leben nebeneinander fort und führen zu einer großen 
Vielfalt vorliegender Konzepte. Im vorliegenden Text wird diese Vielgestaltigkeit 
nicht als grundsätzliches Problem angesehen. Vielmehr wird versucht, im „weiten 
Feld“ eine kleinere Zahl von Anbauflächen zu identifizieren, die in unterschiedli-
cher Weise Früchte reifen lassen.

Die fehlende Eindeutigkeit des Europäisierungsbegriffs ist nicht zuletzt auf die 
natürlichen Überschneidungen mit dem Phänomen der europäischen Integration 
zurückzuführen. Der EU-Vertrag kennt in seiner Präambel die Formel der „im-
mer engeren Union der Völker Europas“, womit alle gesellschaftlichen Sphären 
– Kultur, Politik, Wirtschaft, Recht – angesprochen sind. Europäisierung bedeu-
tet dagegen zunächst nichts Weiteres als „Europa-Werdung“; dafür steht das an 
„Europa“ gehängte grammatikalische Suffix. Auch dieser Begriff kann sich auf 
eine große Bandbreite von Bedeutungen beziehen. Insofern ist es wenig verwun-
derlich, wenn manche Autoren ganz bewusst den Forderungen nach einer strikten 
Trennung nicht folgen (z. B. Sturm 2005). In der politischen Sphäre folgt dies im 
Übrigen einer längeren Tradition, denn bereits die (erhoffte oder befürchtete) An-
näherung des zaristischen Russlands an Westeuropa oder die Eingliederung des 
Saarkonfliktes in einen gesamteuropäischen Horizont wurden mit dem Begriff der 
Europäisierung markiert (Brückner 1887; Mettig 1913; Deutscher Saarbund 1952). 
Der Begriff der Europäisierung, so lässt sich festhalten, wird stets für Prozesse 
verwendet, die eine von der europäischen Ebene kommende Diffusion implizieren. 
Zusätzlich – aber niemals ausschließlich – kann Europäisierung auch eine von na-
tionalen Gesellschaften und Staaten geprägte Dimension beinhalten, die dann den 
monovektoralen in einen multivektoralen Prozess verwandelt.

Eine weitere Bruchlinie der Europäisierungsforschung betrifft die grundsätz-
liche Reichweite von Europäisierung. Wenn sie zugleich eine Entgrenzung vor-
malig nationaler Einheiten und die darauf folgende Reaktion von Nationalstaaten 
bezeichnet, steht der politische Raum der EU zunächst nicht im definitorischen 
Mittelpunkt. „Europa“ lässt sich nicht auf die EU begrenzen. Dementsprechend be-
zieht sich „Europäisierung“ gleichzeitig auf das geographische Konstrukt Europa 
wie auf den politischen Herrschaftsraum der Europäischen Union, was von vorn-
herein eine begriffliche Unschärfe impliziert. Beate Kohler-Koch hat diesbezüg-
lich einmal vorgeschlagen, von „EU-isierung“ zu sprechen (Kohler-Koch 2000). 
Diese Konvention würde den Begriff genauer machen, kann aber wegen der nach 
deutscher Grammatik nicht regelkonformen Ableitung nicht befriedigen.
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Im Übrigen wird kontrovers diskutiert, ob Europäisierung ein allein auf EU-
Mitglieder bezogenes Phänomen darstellt. Den mitteleuropäischen Staaten wurden 
bereits vor ihrem Beitritt zur EU in den Jahren 2004 und 2007 umfangreiche Euro-
päisierungseffekte attestiert (Lippert et al. 2001; Grabbe 2002; Hughes et al. 2004; 
Schimmelfennig und Sedelmeier 2005). Entsprechend wird von einigen Autoren 
zwischen „Mitglieds- und Beitrittseuropäisierung“ unterschieden (Axt et al. 2007). 
Darüber hinaus werden mitunter auch Länder mit einer sehr fernen Beitrittspers-
pektive wie die Türkei oder die Ukraine mit dem Paradigma der Europäisierung in 
Verbindung gebracht (Wolczuk 2004; Schimmelfennig et al. 2005). Neben seiner 
multivektoralen Wirkungsrichtung weist der Europäisierungsbegriff demzufolge 
auch einen diffusen geographischen Bezug auf.

Zuletzt besteht in der Europäisierungsforschung keine einheitliche Haltung 
dazu, inwiefern Prozesse der Europäisierung zu einer Angleichung von Prozes-
sen und Ergebnissen von Politik in den Mitgliedstaaten führen. Die Aufgabe von 
Souveränitätsrechten einerseits und die Adaption von Impulsen der EU-Ebene 
andererseits hatten die Erwartung hervorgerufen, die Ausrichtung der politischen 
Aktivitäten auf ein neues europäisches Zentrum werde vereinheitlichend wirken 
(Haas 1968). Die Europäisierungsforschung hat indes gezeigt, dass die Reaktion 
der Mitgliedstaaten auf Integration im Gegenteil von Bruchlinien zwischen der 
EU-Ebene und der nationalen Politik gekennzeichnet ist. Europäisierungseffek-
te können das politische System transformieren. Sie können aber auch zu einer 
Verfestigung des Nationalen führen, etwa wenn sich binnenstaatliche Akteure – 
aus welchen Gründen auch immer – gegen Impulse von der EU-Ebene wehren 
(Radaelli 2003). Zunehmend hat sich daher die Erkenntnis eingestellt, dass Euro-
päisierung nicht als homogenisierender Prozess betrachtet werden kann und darf. 
Vielmehr fallen die Reaktionen von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich 
aus, und auch zwischen den einzelnen Dimensionen der nationalen Politik lassen 
sich bedeutende Unterschiede feststellen (Börzel 2006). Europäisierung kann also 
auch Gegenläufigkeit oder Nicht-Linearität bedeuten, und aus der vorgelagerten 
Handlung der Souveränitätsabgabe kann nur in begrenztem Maße auf den späteren 
Gestaltungswillen und -spielraum im Nationalstaat rückgeschlossen werden.

Was bedeutet all dies für die Auseinandersetzung mit einem vielschichtigen Ge-
genstand wie einem Regierungssystem mit der Gesamtheit seiner Strukturen und 
Prozesse? Die Methodenlehre der Politikwissenschaft weist hier auf das inverse 
Verhältnis von Erklärungsreichweite und Erklärungsgenauigkeit hin. Je umfas-
sender der von einem Konzept zu erfassende Gegenstand, mit desto geringerer 
Präzision können Erklärungen entwickelt werden (Sartori 1970). Allerdings hat 
das nicht automatisch zur Folge, dass für die Analyse entweder ein wenig spezi-
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fisches – dafür aber umfassendes – oder ein genaues – dafür aber nur auf Teilbe-
reiche bezogenes – Konzept herangezogen werden muss. Vielmehr besteht auch 
die Möglichkeit, mehrere nebeneinander stehende Konzepte mit unterschiedlicher 
Reichweite heranzuziehen.

Dieser Weg wird in der vorliegenden Schrift begangen, indem drei sich ergän-
zende Europäisierungskonzepte mit unterschiedlichen vektoralen Ausrichtungen 
simultan verwendet werden. Dieses Vorgehen bietet den Vorteil, viele einzelne As-
pekte der Europäisierung des deutschen Regierungssystems im Hinblick auf Mak-
roentwicklungen, Institutionen und Interaktionen in den Blick nehmen zu können. 
Analysen können auf der Ebene der Polity, der Politics und den Policies erfolgen. 
Die EU-Ebene wird gleichermaßen als Ziel und Ausgangspunkt von Europäisie-
rungsbemühungen verstanden. Je nach Lagerung von Teilgegenständen (z. B. Par-
teiensystem, politische Kultur) werden unterschiedliche Europäisierungsmodelle 
verwendet. Während die Vorzüge dieses Konzept-Eklektizismus in der Nutzung 
vieler Perspektiven auf unterschiedliche Systemebenen bestehen, gibt es auch ei-
nen Nachteil. Mit der Verwendung unterschiedlicher Modelle ist zu erwarten, dass 
sich bei der Analyse widersprüchliche Ergebnisse einstellen werden. Wo sie auf die 
Verwurzelung einzelner Europäisierungskonzepte in unterschiedlichen Denkschu-
len zurückgehen, muss dann im Einzelnen geprüft werden, ob gegenläufige Thesen 
durch voneinander abweichende Prämissen geprägt sind.

Trotz aller Vielfalt beruft sich die Untersuchung auf den oben bereits ange-
deuteten gemeinsamen Kern aller Konzepte von Europäisierung, der sich mit der 
begrifflichen Verfestigung seit etwa Mitte der 1990er-Jahre verbindet. Zum einen 
ist damit die immer vorhandene Wirkungsrichtung von der EU-Ebene hin zum 
Mitglied- bzw. Nationalstaat gemeint, zum anderen die konzeptionelle Nähe der 
Europäisierung zu Institutionen, Prozessen und Inhalten. Bis heute gültig ist daher 
eine Definition von Robert Ladrech aus dem Jahre 1994, nach der Europäisierung 
zu verstehen ist als

(…) a process re-orienting the direction and shape of politics to the degree that EC 
political and economic dynamics become part of the organizational logic of national 
politics and policy-making. (Ladrech 1994)

Im weiteren Verlauf der Forschung wurden einige von Ladrechs Setzungen nicht 
übernommen, so der gleichgewichtige Einfluss politischer und ökonomischer Dy-
namiken oder die von Ladrech ins Zentrum gestellte Konzentration auf die Orga-
nisationslogik. Als wegweisend erwies sich jedoch die begriffliche Festlegung auf 
die Wirkungsrichtung, mithin das Verständnis von Europäisierung als Resultat von 
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Impulsen von der EG/EU-Ebene auf die nationalen Mitgliedstaaten. An diesem 
Vorschlag orientierte sich eine große Zahl der in den Folgejahren entstandenen 
Europäisierungsforschung, so etwa die jeweils konzeptionell und empirisch aus-
gerichteten Sammelbände von Cowles et  al. (2001), Featherstone und Radaelli 
(2003), Falkner et al. (2005) oder Graziano und Vink (2006).

Auf der Basis dieser Überlegungen werden im Folgenden nicht ein einziges, 
sondern mehrere Europäisierungskonzepte diskutiert und den Analysen der später 
folgenden Kapitel zugrunde gelegt. Dabei gehe ich von der simultanen Existenz 
des „Misfit-Modells“ (Kap. 2.2), des „Transformationsmodells“ (Kap. 2.3) sowie 
des „Makroprozessmodells“ (Kap. 2.4) aus. Sie werden im Folgenden dargestellt, 
wobei die jeweils später erläuterten Modelle auf Blindstellen der vorangegangenen 
reagieren.

2.2 � Das Misfit-Modell: Europäisierung als EU-induzierter 
Adaptionsprozess

Der größere Teil der Europäisierungsforscher verwendet – trotz einiger Vorläufer 
letztlich beginnend mit Risse et al. (2001) – ein Grundmodell der Europäisierung, 
welches im Misfit zwischen nationalstaatlicher und EU-Ebene den zentralen Para-
meter für den Charakter des innerstaatlichen Wandels aufgrund EU-Einflusses 
sieht. Der Begriff des Misfit steht für die Passfähigkeit der nationalen Strukturen 
angesichts des Europäisierungsdrucks: je geringer die Passfähigkeit, desto größer 
der Druck auf die innerstaatlichen Strukturen zur Adaption. Die zentrale These des 
Modells besteht mit anderen Worten darin, dass das Ausmaß des Veränderungs-
drucks nicht nur von der EU-Ebene ausgeht, sondern zusätzlich, und vielleicht 
sogar entscheidend, von innerstaatlichen Gegebenheiten abhängt.

Im Rückblick wies das Ausgangsmodell in dieser Grundfassung allerdings be-
merkenswerte Schwächen auf (siehe Abb. 2.1). Erstens irritierte die Verwendung 
des Begriffs der Europäisierung für den Beginn des Prozesses. Europäisierung 
schien damit zugleich die Ausgangsbedingung und den gesamten Prozess zu be-
zeichnen. Zweitens beschränkte sich der innenpolitische Wandel, wenn die Begrif-
fe in den Feldern (2) und (4) beim Wortlaut genommen wurden, auf innerstaatliche 
Strukturen, nicht jedoch auf die ebenfalls wichtigen politischen Prozesse. Und drit-
tens erschien in Feld (3) die Opposition von intermediären Institutionen, also ge-
sellschaftlichen Organisationen, und den Praktiken von Akteuren als eklektisches 
Artefakt ohne hinreichende systematisierende Aussagekraft.
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Dennoch erwies sich die Vorlage als fruchtbar. Durchgesetzt hat sich die Kon-
zipierung unter der Bezeichnung „Top-Down-Modell“ (siehe vorher bereits Knill 
und Lehmkuhl 1999), wobei die oben vorgestellte Kernidee von Ladrech nicht nur 
beibehalten, sondern konsequent weitergedacht wurde. Der zusätzliche Schritt des 
Top-Down-Modells besteht in der Frage nach den Bedingungen für die Einflech-
tung von EU-Impulsen in die nationalstaatlichen Prozesse und Institutionen. Nur 
wenn sich die Einflüsse von der EU-Ebene insofern mit nationalen Gegebenheiten 
als inkompatibel erweisen, als Handlungen, Regeln oder Strukturen angepasst wer-
den müssen, kommt es überhaupt zu Europäisierung. In gewisser Weise wird die 
Passfähigkeit im Top-Down-Modell damit systematisch als funktionales Defizit 
der nationalstaatlichen Ebene verstanden. Europäisierung wird notwendig, wenn 
nationale Gegebenheiten nicht zur EU-Ebene passen. Geht es dagegen Akteuren 
der nationalstaatlichen Ebene darum, auf der EU-Ebene Änderungen im Sinne der 
Nationalstaaten herbeizuführen, handelt es sich um europäische Integration, nicht 
um Europäisierung.

Europäisierung in diesem Sinn ist daher auch eng mit Compliance, d. h. Re-
gelgehorsam im Hinblick auf Entscheidungen der EU-Ebene, verbunden. Dieser 
Gehorsam kann durchaus nicht immer als erzwungen gelten, sondern aus der 
zweckrationalen Sicht von nationalen Regierungen durchaus erwünscht sein (Bör-
zel 2001, 2002). Das gilt besonders für zwei Typen von Entscheidungen. Erstens 
können sich von der EU kommende neue Regeln – Richtlinien, Verordnungen, 
usw. – auf Materien beziehen, die einzelne Nationalstaaten selbst nicht (mehr) 
regeln können. Die EU-Ebene wird dann zum funktionalen Ersatz für nationales 
Handeln. Zweitens kann es sich auch um Beschlüsse handeln, die einzelne Regie-
rungen allein im binnenpolitischen Rahmen nicht durchsetzen können und daher 
„über Bande“ auf der EU-Ebene herbeiführen (vgl. Putnam 1988). Im ersten wie 
im zweiten Fall entsprechen dann die Bedingungen der Regelbefolgung in etwa 
den Erfordernissen bei der Implementation nationaler Beschlüsse: Bestimmte – 
im legalen Sinn legitime – Mehrheitsverhältnisse führen zu Entscheidungen mit 
Bindungswirkung für alle, und nachgeordnete Ebenen sind zur Ausführung dieser 
Entscheidungen verpflichtet.

Abb. 2.1   Grundmodell des Misfit-Konzepts. (Quelle: Risse et al. 2001, S. 6.)
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Jenseits dieser zwei Entscheidungstypen gilt jedoch das Defizitmodell. Je größer 
der misfit, desto höher der Druck zu innerstaatlichem Wandel. Ohne diesen Druck 
würden die heimischen politischen Akteure annahmegemäß nicht tätig; jedenfalls 
fielen die dann vorangetriebenen Beschlüsse nicht mehr unter das Phänomen der 
Europäisierung. Damit haftet der Grundform des Misfit-Modells die systemische 
Eigenschaft an, politische Gestaltungsfähigkeit in gewisser Weise auszublenden. 
Handlungsfähigkeit auf der Makro- bzw. der EU-Ebene wird dem Phänomen der 
europäischen Integration zugewiesen, Europäisierung ist beschränkt auf die Re-
aktionsfähigkeit der nationalen Ebene.

Unter welchen Bedingungen und mit welchen Regelmäßigkeiten erfolgen je-
doch binnenstaatliche Reaktionsprozesse? Misfit, oder fehlende Passfähigkeit, 
stellt lediglich eine notwendige Bedingung innerstaatlichen Wandels dar. Ver-
änderungen in der nationalen Politik können indes erst entstehen, wenn weitere 
hinreichende innerstaatliche Bedingungen das Veränderungspotenzial auch zur 
Entfaltung kommen lassen. Auf diesen Problemkomplex richtet sich eine Fortent-
wicklung des Misfit-Modells, das von Tanja Börzel und Thomas Risse in Anleh-
nung an das Grundmodell erarbeitet wurde und in Abb. 2.2 dargestellt wird (vgl. 
Börzel und Risse 2003).

Wie leicht zu erkennen ist, handelt es sich um eine Bereinigung und Differen-
zierung des Modells aus Abb. 2.1: Der Begriff der Europäisierung wird wieder für 
den gesamten Prozess reserviert, der innerstaatliche Wandel in erheblich erweiter-
ter und differenzierter Form gefasst. Die zusätzlich zum Misfit für den innerstaat-
lichen Wandel notwendigen Bedingungen werden als „ermöglichende Faktoren“ 
(Börzel und Risse 2003, S. 63) ausbuchstabiert und entlang einer wichtigen theore-
tischen Bruchlinie zwischen soziologischem und rationalistischem Institutionalis-
mus (siehe entsprechend March und Olsen 1989; North 1992) differenziert. Damit 
gehen die Autoren von einem Institutionenverständnis aus, in dem Regeln auch 
auf informale Institutionen zurückgehen können und so das Handeln politischer 

Abb. 2.2   Bereinigung des Modells – Europäisierung als EU-induzierter Adaptionsprozess. 
(Nach: Börzel und Risse 2003, S. 69)
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Akteure in ähnlicher Weise beschränken wie formale Institutionen. Innerstaatlicher 
Wandel kann sich dadurch auch in der ideellen Dimension abspielen, was eine 
weitere Neuerung gegenüber dem Grundmodell darstellt. Allerdings ergibt sich 
modellgemäß auch die Diffusion von Normen und Ideen nur in eine Richtung, 
nämlich von der EU-Ebene zum Nationalstaat.

Je mehr dabei EU-Entscheidungen aus sachgerechten Gründen auf der EU-
Ebene getroffen werden, desto häufiger ist das Misfit-Modell als einschlägig anzu-
sehen. Überall dort, wo der transnationale Rahmen die funktional adäquate Ebene 
darstellt (z. B. bei der Bekämpfung transnationaler Kriminalität oder im Hinblick 
auf die Funktionsweise des Binnenmarktes), ist die nationale Ebene als – ihrerseits 
komplexes – Reaktions- und Ausführungsorgan anzusehen.

Zu einer zentralen Frage muss allerdings erhoben werden, inwiefern die mit-
gliedstaatliche und die EU-Ebene als getrennt angesehen werden dürfen. Lassen 
sich die EU-Ebene und die nationale Ebene so kategorisch trennen, wie das Mo-
dell suggeriert? Entscheidungen der EU-Ebene entstehen, selbst wenn sie von der 
Kommission vorbereitet werden, fast immer unter Beteiligung des Rates, in dem 
die später für die nationale Umsetzung zuständigen Regierungen vertreten sind. 
Dort gilt allerdings – ebenso wie im Europäischen Rat – das Prinzip des einver-
nehmlichen Entscheidens (Hayes-Renshaw und Wallace 2006).

Insofern stellt sich nicht nur die Frage, welche formalen und informalen Insti-
tutionen das Ausmaß und den Charakter binnenstaatlichen Wandels beeinflussen. 
Zusätzlich muss zur Debatte stehen, unter welchen Bedingungen Regierungen in 
der Brüsseler Verhandlungsarena überhaupt so weit gehen, einen später entstehen-
den Misfit in Kauf zu nehmen. Dabei wird relevant, welche Akteure und Instan-
zen sich an der Existenz des europäischen Policy-Zyklus orientieren. Wie sich im 
Verlauf der Analyse des deutschen Regierungssystems zeigen wird (Kap. 3), sind 
hierbei die Gewichte sehr unterschiedlich verlagert. Teile der Bundesregierung und 
Interessengruppen sind in ihrem Wirken bereits recht stark auf die EU-Dimension 
der nationalen sowie der transnationalen Politik geeicht. Die Parteien, der Bun-
destag, aber auch die politische Öffentlichkeit nehmen Brüssel sowie erst recht 
Luxemburg (EuGH) und Straßburg (EP) noch immer häufig als periphere Bestand-
teile des deutschen politischen Systems wahr.

Durch die Verfasstheit des europäischen Entscheidungssystems werden die 
Fundamente des Misfit-Modells in mehrerlei Hinsicht bedroht. Erstens erscheint 
wenig plausibel, dass in einem iterativen Verhandlungsspiel die Regierungen 
dauerhaft – im Sinne des Two-Level-Game – mit verdeckten Präferenzen agie-
ren, um binnenpolitisch nicht durchsetzbare Entscheidungen auf die EU-Ebene 
zu verschieben. Zweitens können Mitgliedsregierungen Entscheidungen in Brüs-
sel so lange blockieren, bis die Resultate mit dem übereinstimmen, was dieselben 
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Regierungen auch ohne EU-Ebene entschieden hätten. Die meisten einschlägigen 
Studien gehen von der determinierenden Rolle der EU-Regierungen im Rat und 
damit insgesamt im Entscheidungsprozess der EU aus (Mattila 2004; Pajala und 
Wildgren 2004; Hix 2005; Hayes-Renshaw und Wallace 2006). Mangels eines de-
mos der EU stützen sich die Regierungen in ihrem Legitimationsbestreben haupt-
sächlich auf die nationalen Bevölkerungen (Kielmansegg 2003) und sollten daher 
annahmegemäß nur in Ausnahmefällen solche Ratsentscheidungen zulassen, die 
stark von deren Präferenzen abweichen. Wenigstens bei den „wichtigen nationalen 
Interessen“, bei denen seit dem Luxemburger Kompromiss 1966 von jedem Staat 
eine konsensuale Entscheidung eingefordert werden kann, ist dies in der EU kaum 
je der Fall gewesen.

Dies gilt drittens besonders in solchen Bereichen, in denen eine substantielle 
(Teil)-Zuständigkeit der Mitgliedstaaten nach wie vor gegeben ist und diese den 
Einfluss der Gemeinschaftsinstitutionen balancieren. Wenn politische Konflikte 
innerhalb von Mitgliedstaaten oder im Rat zwischen deren Regierungen bestehen, 
ist die Bereitschaft zur Hinnahme von binnenpolitischen Compliance-Problemen 
nicht sehr wahrscheinlich. Bevor Mitgliedsregierungen sich auf verlangsamende 
und sanktionierbare Reaktionen auf Vorgaben aus „Brüssel“ einlassen, gilt der Mo-
dus „Weiterverhandeln“ immer noch als attraktive Alternative.

Alle drei Einwände schränken den Anwendungsbereich des Misfit-Modells ein, 
ohne es jedoch generell unbrauchbar zu machen. Die Gefahr der Unterkomplexität 
ergibt sich lediglich dann, wenn das Misfit-Modell als einzig denkbares Europä-
isierungsmodell vorausgesetzt wird. Non-lineare Prozesse können mit ihm nicht 
erfasst werden. Bei der Wirkungsanalyse von Entscheidungen dagegen, deren glei-
chermaßen legaler und legitimer Standort die EU-Ebene darstellt, gibt es keinen 
Grund, das Misfit-Modell nicht zu verwenden. In seinem Erklärungsbereich liegen 
dann solche Prozesse innerstaatlichen Wandels, in denen die hemmenden Faktoren 
für das Entstehen eines Misfit nicht bestehen oder außer Kraft gesetzt sind. Die 
Entscheidung für das Top-Down-Modell fällt demzufolge in der intergouverne-
mentalistischen Denkschule der Integrationsforschung (z. B. Hoffmann 1966; sie-
he Bieling und Lerch 2005) leichter als in dem Zweig, der von der Existenz eines 
gemeinsamen Verhandlungsraums mit der Tendenz zu problemlösendem Verhalten 
ausgeht (z. B. Neyer 2004; siehe Nölke 2005).
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2.3 � Transformationsmodell: Europäisierung als 
Zusatzbedingung des nationalen politischen Prozesses

Das Top-Down-Modell konzipiert die nationalstaatliche Ebene als abhängige Va-
riable, deren Ausprägung von Prozessen auf der europäischen Ebene abhängt. Der 
Misfit wird als Auslöser innerstaatlichen Wandels konzipiert. Allerdings ist eine 
systematische Betrachtung der nationalstaatlichen Ebene erst am Ende des Euro-
päisierungsprozesses vorgesehen. Dadurch schenkt das Modell der Frage wenig 
Aufmerksamkeit, inwiefern sich der spezifische Einfluss der EU-Ebene auf inner-
staatlichen Wandel bestimmen lässt. Strukturen und Outputs in Nationalstaaten 
gehen schließlich nicht allein auf Europäisierung zurück, sondern erfolgen auch 
aufgrund anderer, z. B. genuin nationalstaatlicher oder globaler, Prozesse. Es fällt 
dem Modell daher schwer, „dem Problem der Multikausalität gerecht zu werden“, 
um „systematisch konkurrierende Erklärungen berücksichtigen“ zu können (Eis-
ing 2003, S. 409).

Die überzeugendste Sichtweise, welche die unterschiedlichen Dimensionen des 
Einflusses auf nationalstaatliche Politik berücksichtigt, ist mit der „Bottom-Up“-
Perspektive verbunden. Claudio Radaelli hat dieses Gegenstück zur Top-Down-
Sichtweise als „Ansatz“ charakterisiert:

The bottom-up approach (…) starts and finishes at the level of domestic actors. The 
idea is to start from actors, problems, resources, policy styles, and discourses at the 
domestic level (…). A bottom-up-approach checks if, when, and how the EU provides 
a change in any of the main components of the system of interaction. (Radaelli und 
Pasquier 2006, S. 41)

Demnach determiniert zunächst und vielleicht sogar in erster Linie der binnenpoli-
tische Prozess die Entwicklung des politischen Systems. Auf die verschiedenen 
Bestandteile des binnenpolitischen Prozesses in den verschiedenen Dimensionen 
des Systems wirken jedoch externe Einflüsse ein, und zwar unter anderem in Form 
europäischer Politik.

Diese Grundidee liegt dem nun zu entwickelnden Transformationsmodell der 
Europäisierung zugrunde. Problematisch erscheint dabei die Charakterisierung 
des Ansatzes durch den Begriff „Bottom-Up“. Wenn die politischen Prozesse auf 
der Ebene der binnenstaatlichen Akteure „beginnen und enden“, wie Radaelli/Pas-
quier schreiben, ist eine Dichotomie zwischen oben und unten wenig überzeugend. 
Letztlich rückt die Konzeption den nationalstaatlichen Prozess unter besonderer 
Berücksichtigung externer europäischer und globaler Einflussfaktoren ins Zent-
rum. Sie führt in einfacher Form zu einem Modell nicht im Sinne von Bottom-Up, 
sondern im Sinne einer Transformation zwischen zwei Zeitpunkten t0 und t1 (siehe 
Abb. 2.3).
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Mit diesem Modell wird Europäisierung als Ursache innerstaatlichen Wandels 
in den Status einer Variablen unter mehreren gesetzt. An erster Stelle kommen die 
Akteure, Probleme, Ressourcen, Politikstile und Diskurse der nationalen Ebene. 
Neben der nationalen und der EU-Ebene sind noch zwei weitere geographische 
Dimensionen von Bedeutung. Erstens beschreibt die Integrationswissenschaft die 
enge Verbindung von Globalisierung und Europäisierung (z. B. Rosenau 2000). 
Häufig werden dabei die Prozesse der Globalisierung und Europäisierung neben-
einander gesetzt und in ihrer Wirkung parallel analysiert (Schmidt 2002). Euro-
päisierung wird dann letztlich als ein Sonderfall der Globalisierung gesehen, und 
zwar sowohl im Hinblick auf deren wirtschaftliche wie auch deren kulturelle bzw. 
kommunikative Funktion (vgl. Winter 2000; Scholte 2005). Zweitens wird in 
der europäischen Politik eine zunehmend relevante regionale Komponente aus-
gemacht. Nicht mehr nur durch hierarchische Herrschaftsausübung, sondern zu-
nehmend durch Regieren in Netzwerken mit subnationalen Akteuren und Einfluss-
beziehungen verändern sich nach dieser Lesart die Prozesse und Strukturen im 
Rahmen der Europäisierung (Conzelmann und Knodt 2002; Benz 2003). Auf den 
binnenpolitischen Prozess wirkt daher neben der europäischen und der globalen 
auch eine regionale Dimension ein.

Alle drei Dimensionen – die globale, EU-europäische und regionale – üben 
einen isolierbaren Einfluss auf nationale Politik aus. Damit ergibt sich in einem er-
weiterten Transformationsmodell eine trias räumlicher Kontexte. Binnenstaatliche 
Politik wird zunächst in einem traditionalen Sinn durch nationale Akteure im Rah-
men von nationalen Institutionen vorangetrieben. Im Europa des beginnenden 21. 
Jahrhunderts ist der nationalstaatliche Raum jedoch nicht mehr begrenzt, sondern 
in eine Vielfalt regionaler und transnationaler Prozesse eingebettet (siehe z.  B. 
Zürn 1998). Europäisierung als einer dieser Einflüsse auf den nationalstaatlichen 

Abb. 2.3   Transformationsmodell der Europäisierung (Grundmodell). (Quelle: Eigene 
Darstellung.)

 


